
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn 
 

Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße  
vom 29.09.2022, 

 
geändert durch Satzung vom 20.02.2024 

Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn  
Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße und Leibnizstraße – 1. Änderung  

in  
Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn  

Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße 



Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn 
Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße  

vom 29.09.2022 

 
geändert durch Satzung vom 20.02.2024 

 
 
Auf Grund des § 142 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. 
April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. 
NRW. S. 490), hat der Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn in seiner Sitzung am 13.12.2023 die 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn 
Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße und Leibnizstraße – 1. Änderung 

 
in 
 

Sanierungssatzung Ortsteil Vluyn 
Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße 

 
 

§ 1 
Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes und Änderung der Bezeichnung zu 

„Vluyner Nordring, Humboldtstraße“ 
 
(1) 
In der Stadt Neukirchen-Vluyn wird das Gebiet, das im beiliegenden Lageplan räumlich abge-
grenzt ist, förmlich als Sanierungsgebiet festgelegt. Aufgrund der geänderten Abgrenzung fin-
det mit der 1. Änderung ebenfalls die Änderung der Bezeichnung der Sanierungssatzung über 
das Sanierungsgebiet statt. Die Bezeichnung lautet mit Inkrafttreten dieser Satzung „Sanie-
rungssatzung Ortsteil Vluyn Bereich Vluyner Nordring, Humboldtstraße“. 
 
(2) 
Das städtebauliche Sanierungsgebiet „Vluyner Nordring, Humboldtstraße“ umfasst alle Grund-
stücke und Grundstücksteile innerhalb der im Lageplan abgegrenzten Fläche. Der Lageplan 
ist Bestandteil dieser Satzung (Anlage 1). 
 
(3) 
Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen Flurstücke 
aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue Flur-
stücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser Satzung anzuwenden. 
 

 
§ 2 

Ziele der Sanierung 
 
Die Ziele der Sanierung ergeben sich aus der „Vorbereitenden Untersuchung für den Bereich 
Vluyner Nordring“.  
 
  



§ 3 
Verfahren 

 
Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren durchgeführt; die besonderen sa-
nierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB finden entsprechend keine An-
wendung.  
 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt gemäß § 143 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 10 Abs. 3 BauGB am Tage 
der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
Hinweise: 
 

§ 215 BauGB 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

 

(1) Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
 

§ 214 BauGB 
Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungs-

plans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 
 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 

Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

1. entgegen § 2 Absatz 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde be-
kannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutref-
fend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf 
das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, 
§ 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach § 22 Absatz 
9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei 
ist unbeachtlich, wenn 

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Trä-
ger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange 
jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 



b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, gefehlt haben, 

c) (weggefallen) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer 

einer angemessenen längeren Frist im Internet veröffentlicht worden ist und die 
Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nach-
vollziehbar ist, 

e) bei Anwendung des § 3 Absatz 2 Satz 5 der Inhalt der Bekanntmachung zwar in 
das Internet eingestellt wurde, aber die Bekanntmachung und die nach § 3 Absatz 
2 Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen nicht über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht wurden, 

f) bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Um-
weltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 
13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die Voraussetzungen für die Durchführung der 
Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Absatz 
5, § 9 Absatz 8 und § 22 Absatz 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvoll-
ständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug 
auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentli-
chen Punkten unvollständig ist; 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Absatz 
2 Satz 2) oder an die in § 8 Absatz 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstel-
lung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flä-
chennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennut-
zungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Un-
wirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließ-
lich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Absatz 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geord-
nete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

(2) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
über den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegen-
stand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind, können nicht als Mängel der 
Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang 
nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss 
gewesen sind. 
 
 

§ 44 BauGB 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 

 
(1) Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in §§ 39 bis 42 

Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit 
des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 



(2) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in o.g. Fällen bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
Bestätigung gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmVO 
 
Es wird hiermit bestätigt, dass 
 

1. der Wortlaut der beigefügten Satzung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Neukir-
chen-Vluyn vom 13.12.2023 übereinstimmt, und  

2. nach § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO NW verfahren worden ist. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
§ 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung (GO NRW) 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 13.12.2023 beschlossene Satzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666), in der zur Zeit gültigen Fassung, kann beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Neukirchen-Vluyn vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Neukirchen-Vluyn, den 20.02.2024 
 
 
 
Ralf Köpke 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlage siehe Folgeseite 
 



  



HINWEIS 
 

 Ratsbeschluss Bekanntmachung Inkrafttreten 
 
Satzung 28.09.2022 Amtsblatt Nr. 15/2022 07.10.2022 
  vom 07.10.2022 
____________________________________________________________________________ 
 
1. Änderung 13.12.2023 Amtsblatt Nr. 03/2024 26.02.2024 
  vom 26.02.2024 
____________________________________________________________________________ 
 
 


